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Vorwort

Die „Enzyklopädie deutscher Geschichte“ soll für die Benutzer – Fachhistoriker, Studenten, Geschichtslehrer, Vertreter benachbarter Disziplinen und interessierte Laien – ein Arbeitsinstrument sein, mit dessen Hilfe sie sich rasch und zuverlässig über den gegenwärtigen Stand unserer Kenntnisse und der Forschung in den verschiedenen Bereichen der deutschen Geschichte informieren können.

Geschichte wird dabei in einem umfassenden Sinne verstanden: Der Geschichte der Gesellschaft, der Wirtschaft, des Staates in seinen inneren und äußeren Verhältnissen wird ebenso ein großes Gewicht beigemessen wie der Geschichte der Religion und der Kirche, der Kultur, der Lebenswelten und der Mentalitäten.

Dieses umfassende Verständnis von Geschichte muss immer wieder Prozesse und Tendenzen einbeziehen, die säkularer Natur sind, nationale und einzelstaatliche Grenzen übergreifen. Ihm entspricht eine eher pragmatische Bestimmung des Begriffs „deutsche Geschichte“. Sie orientiert sich sehr bewusst an der jeweiligen zeitgenössischen Auffassung und Deﬁnition des Begriffs und sucht ihn von daher zugleich von programmatischen Rückprojektionen zu entlasten, die seine Verwendung in den letzten anderthalb Jahrhunderten immer wieder begleiteten. Was damit an Unschärfen und Problemen, vor allem hinsichtlich des diachronen Vergleichs, verbunden ist, steht in keinem Verhältnis zu den Schwierigkeiten, die sich bei dem Versuch einer zeitübergreifenden Festlegung ergäben, die stets nur mehr oder weniger willkürlicher Art sein könnte. Das heißt freilich nicht, dass der Begriff „deutsche Geschichte“ unreflektiert gebraucht werden kann. Eine der Aufgaben der einzelnen Bände ist es vielmehr, den Bereich der Darstellung auch geographisch jeweils genau zu bestimmen.

Das Gesamtwerk wird am Ende rund hundert Bände umfassen. Sie folgen alle einem gleichen Gliederungsschema und sind mit Blick auf die Konzeption der Reihe und die Bedürfnisse des Benutzers in ihrem Umfang jeweils streng begrenzt. Das zwingt vor allem im darstellenden Teil, der den heutigen Stand unserer Kenntnisse auf knappstem Raum zusammenfasst – ihm schließen sich die Darlegung und Erörterung der Forschungssituation und eine entsprechend gegliederte Auswahlbibliographie an –, zu starker Konzentration und zur Beschränkung auf die zentralen Vorgänge und Entwicklungen. Besonderes Gewicht ist daneben, unter Betonung des systematischen Zusammenhangs, auf die Abstimmung der einzelnen Bände untereinander, in sachlicher Hinsicht, aber auch im Hinblick auf die übergreifenden Fragestellungen, gelegt worden. Aus dem Gesamtwerk lassen sich so auch immer einzelne, den jeweiligen Benutzer besonders interessierende Serien zusammenstellen. Ungeachtet dessen aber bildet jeder Band eine in sich abgeschlossene Einheit – unter der persönlichen Verantwortung des Autors und in völliger Eigenständigkeit gegenüber den benachbarten und verwandten Bänden, auch was den Zeitpunkt des Erscheinens angeht.

Lothar Gall
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Für Luise und Urs

Vorwort des Verfassers

Der Titel des Bandes suggeriert Eindeutigkeit hinsichtlich der systematischen und chronologischen Ein- und Abgrenzung des Themas Reformation. Diese Eindeutigkeit ist indes allenfalls auf der ereignisgeschichtlichen Ebene mit den Eckdaten 1517 und 1555 gegeben.

Eine interpretatorische Leitlinie geben jene Eckdaten freilich nicht mehr vor. Dazu haben die letzten drei Jahrzehnte der Reformationsforschung zu viel an Erkenntnisgewinn gebracht. Dieser bezieht sich ganz wesentlich auf die Frage der Verortung des Ereigniskomplexes von 1517 bis 1555 im historischen Kontinuum. Seine Epochen bzw. Epochenschwellenqualität steht zur Diskussion. Ebenso die Kohärenz des Reformationsprozesses selbst.

Es gibt kaum ein historisches Forschungsareal, dessen Brückencharakter im Spannungsfeld von religions-, kultur-, politik- und sozialgeschichtlichen Fragestellungen stärker ausgeprägt ist. Der Versuch einer Gesamtdarstellung von ‚Voraussetzungen und Durchsetzung der Reformation‘ auf knappem Raum zwingt deshalb zu Schwerpunktsetzungen hinsichtlich der Berücksichtigung von Handlungs- und Strukturfeldern. Vor allem interessiert die Beziehung zwischen dem – im weitesten Sinn – religiösen Diskurs, der die gedachten und gelebten Grundlagen gesellschaftlichen Seins in handlungsinitiierender und -gestaltender Weise berührte, und der sozialen und politischen Wirkungsmotorik vom Spätmittelalter bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts.

Der Band erscheint in einer Forschungslandschaft, in der die ‚klassischen‘ geistes-, politik- und sozialgeschichtlichen Zugangsweisen zur Reformation durch den auch in der Geschichtswissenschaft allfälligen ‚cultural turn‘ herausgefordert werden. Wenn es gelingt, zu zeigen, dass nicht in der allein selig machenden Verabsolutierung eines Erklärungsansatzes, sondern in gegenseitiger Lernbereitschaft die Zukunft auch der Reformationsforschung liegt, hätte das Buch, dessen Gegenstand nicht zuletzt ja die Geschichte konkurrierender universaler Wahrheitsansprüche ist, ein mir wichtiges Ziel erreicht. Ich widme es meinen Kindern Luise und Urs in der Hoffnung, dass sie vom jeweils anderen lernen und dabei ein Selbst bleiben und werden.

Kiel, im Januar 2004

Olaf Mörke


Vorwort zur zweiten Auflage

Seit Erscheinen der ersten Auflage 2005 haben sich die Tendenzen der Reformationsforschung nicht grundsätzlich geändert. Gleichwohl ist es zu Erweiterungen und Ausdifferenzierungen gekommen. So ist im Umkreis des Jubiläumsjahres 2005 der Augsburger Religionsfrieden gründlich gewürdigt worden (AXEL GOTTHARD, Der Augsburger Religionsfrieden, 2004; Der Augsburger Religionsfrieden 1555, hrsg. v. HEINZ SCHILLING u. HERIBERT SMOLINSKY 2007). Das Calvinjahr 2009 brachte teils kontroverse Arbeiten zu Leben und Werk des Genfer Reformators hervor (u. a. VOLKER REINHARDT, Die Tyrannei der Tugend. Calvin und die Reformation in Genf, 2009; HERMAN J. SELDERHUIS, Johannes Calvin. Mensch zwischen Zuversicht und Zweifel, 2009). Die Lutherbiographik wurde durch VOLKER LEPPIN (Martin Luther, 2006) angeregt. Gesamtdarstellungen des europäischen und deutschen Reformationsgeschehens setzten Akzente bezüglich Periodisierung und analytischer Interdisziplinarität (z. B.: ULINKA RUBLACK, Die Reformation in Europa, 2003; DIARMAID MACCULLOCH, Reformation. Europe’s House Divided 1490–1700, 2003, deutsch: 2008; HELGA SCHNABEL-SCHULE, Die Reformation 1495–1555, 2006). Bemerkenswerte große Synthesen legten aus je unterschiedlicher Perspektive der Historiker THOMAS A. BRADY (German Histories in the Age of Reformations 1400–1650, 2009) und der Kirchenhistoriker THOMAS KAUFMANN (Geschichte der Reformation, 2009)vor. Nach wie vor treibt die Frage nach dem Umbruchcharakter der Reformation die Forschung um und voran. Dies zeigen nicht nur etliche der erwähnten Werke, sondern auch der neuerliche Anlauf des Kirchenhistorikers Berndt Hamm, Innovationspotential und Einheit der Reformation begrifflich prägnant und differenziert zu fassen (BERNDT HAMM, MICHAEL WELKER, Die Reformation. Potentiale der Freiheit, 2008). Zumindest mittelfristig wird auf diesem Feld der Ball der Reformationshistoriographie gespielt werden, ohne dass beim Kommentator Langeweile aufkommt.

Kiel, im Juli 2010

Olaf Mörke


Vorwort zur dritten Auflage

In dem guten Jahrzehnt seit Erscheinen der ersten Auflage sind trotz der Kontinuität der Grundfrage, ob es sich bei dem, was wir gemeinhin noch immer als die „Reformation“ bezeichnen, um das Resultat langfristiger Transformationen oder um einen – wie auch immer gearteten – Bruch handelt, diesbezüglich neue Akzente gesetzt und im Dialog der verschiedenen Ansätze maßgebliche Differenzierungen gefunden worden. Auch zeigt sich, dass die Grenze zwischen „Reformation“ und „konfessionellem Zeitalter“ in der Forschung mittlerweile als in hohem Maß durchlässig betrachtet wird. Das Periodisierungskonstrukt „Reformation“ steht also weiter erkenntnisfördernd auf dem Prüfstand. Der Nachtrag zur neuen Auflage konzentriert sich deshalb auf das zentrale Problemfeld, die Prozesshaftigkeit der Reformation zu fassen, verweist gleichwohl auch auf andere Bereiche der Forschung.

Aus der mehr als reichhaltigen Liste der Neuerscheinungen des letzten Jahrzehnts musste eine Auswahl getroffen werden, die einerseits diese Akzentsetzung abbildet, andererseits den Lesern die Orientierung darüber hinaus ermöglicht. Bei dem naturgemäß komplexen Geschäft der Sichtung der Publikationslandschaft habe ich kenntnisreiche und substantielle inhaltliche wie organisatorische Unterstützung durch meine studentischen Mitarbeiter Svenja Baseler und Patrick Nehr erfahren. Florian Hoppe hat als Lektor mit Sachkunde und Geduld die Neuauflage begleitet. Dafür sei ihnen herzlich gedankt.

Kiel, im Januar 2017

Olaf Mörke



I. Enzyklopädischer Überblick

A. Einleitung

Der enzyklopädische Überblick folgt der Chronologie. Er beginnt mit Luthers Thesen gegen den Ablasshandel vom Oktober 1517 und endet mit dem Augsburger Religionsfrieden von 1555. Damit orientiert er sich am Gängigen, was nicht schon deshalb abgelehnt werden kann, weil es eben ‚gängig‘ ist. Gleichwohl sind Bemerkungen dazu angebracht.

Chronologische Ordnung und Epochencharakter

Die Frage nach dem Epochencharakter der Reformation, kreisend um entwicklungsqualifizierende Begriffspaare wie z. B. ‚Kontinuität und Umbruch‘, ‚Reform und Revolution‘, gehört zu den Kernpunkten der geschichtswissenschaftlichen Debatte. Diese einerseits darzustellen und andererseits das Forschungsfeld Reformation zu systematisieren, ist dem zweiten Teil der Darstellung vorbehalten. Die hier vorgenommene chronologische Eingrenzung soll dem so wenig wie möglich vorgreifen. Sie versucht vielmehr ein darstellungspraktisches Problem in den Griff zu bekommen, das sich aus der auch chronologisch orientierten Ordnung der EdG ergibt. Die Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert setzt in dieser chronologischen Orientierung eine deutliche Marke. Dass hier das Ereignis von 1517 den darstellungstechnischen Ausgangspunkt bildet, ist zunächst jenem Umstand geschuldet. Der Nachweis, dass sich für diese Markierung auch gute gegenstandslogische Begründungen finden lassen, sei dem weiteren Argumentationsgang vorbehalten. Hier nur so viel: Wenn im zweiten Teil des Buches immer wieder von Entwicklungslinien die Rede ist, in welchen das Geschehen ab 1517 stand, so verweist das auf die Notwendigkeit der flexiblen, problemspezifisch orientierten Handhabung des methodologischen Instrumentariums chronologischer Ordnung.

Ähnlich verhält es sich mit dem Enddatum 1555. Einerseits zeigt sich die Willkür dieser Zäsur darin, dass mit dem Augsburger Religionsfrieden die Konfliktpotenziale, die aus der Koexistenz konkurrierender Glaubenssysteme und ihrer politischen Träger in Gestalt der konfessionsverschiedenen Reichsstände und des Kaisertums resultierten, keineswegs gelöst waren. Der Dreißigjährige Krieg und seine Vorgeschichte legen davon beredt Zeugnis ab. Andererseits erweist sich die Zäsur als sachlich sinnvoll. Der Religionsfrieden pointiert mit der politisch-pragmatisch begründeten rechtlichen Anerkennung jener Koexistenz einen bedeutenden Trittstein im Fluss des historischen Kontinuums. Er sicherte den Prozess der organisatorischen Verankerung der lutherischen Kirche im Grundsatz reichsrechtlich ab. Auf dem Feld politisch-rechtlicher Institutionalisierung hatte sich die Reformation etabliert.

Chronologie als Konstrukt

Die Selbstverständlichkeit, dass die Ordnung der Chronologie ein heuristisches Konstrukt ist, bedarf trotzdem der Erwähnung. Jede Behandlung eines historischen Themas, in dem explizit oder implizit mit einem ‚Vorher‘, einem ‚Jetzt‘ als darstellerischem Kern und einem ‚Nachher‘, das sowohl bloß chronologisch-reihend als auch wirkungsgeschichtlich-kausal gemeint sein kann, gearbeitet wird, evoziert die Frage nach den epistemologischen Grundlagen jener Ordnung. So auch, wenn im Titel des vorliegenden Bandes von Voraussetzungen und Durchsetzung der Reformation geredet wird. Das lässt den Verdacht einer eindeutigen Kausalkette mit einem ebenso eindeutigen Umschlag vom ‚Alten‘ zum ‚Neuen‘ aufkommen. Diesen Verdacht gilt es zu zerstreuen. Der Gegenstand Reformation versagt sich solcher Eindeutigkeit. Wir haben es mit einem Nebeneinander unterschiedlicher Deutungsmuster von Zeitstrukturen zu tun.

Lang- und kurzfristige Perspektiven

Langfristige Persistenzen finden wir etwa, wenn wir nach den Aktionsformen bei der Durchsetzung kollektiver Forderungen im Rahmen der politisch-sozialen Konflikte in den Städten und auf dem Lande in den 1520ern fragen. Wesentliche neue, offensichtlich sehr viel kurzfristiger wirksam werdende Akzente eröffnen sich, wenn wir im gleichen Ereigniskomplex nach den normativen Begründungen jener Aktionen suchen. Die Problemperspektive begründet mithin die Art und Weise der Sicht auf Zeitstrukturen unter dem Aspekt von Kontinuität und Wandel, von ‚Vorher‘ und ‚Nachher‘. Was einerseits unter dem Signum ‚Durchsetzung‘ klassifiziert werden kann, erweist sich in anderem Zusammenhang als ‚Voraussetzung‘. So war die Formulierung der lutherischen Confessio Augustana, der zwinglischen Fidei ratio und der Confessio Tetrapolitana vier oberdeutscher Reichsstädte im Jahr 1530 ein bedeutender Schritt auf dem Weg zur verbindlichen Festlegung theologischer Kernaussagen des Protestantismus und damit auch seiner politischen Organisationsfähigkeit auf Reichsebene. Diese Bekenntnisschriften bildeten zusammen mit ihrer altgläubigen Zurückweisung durch die Confutatio als Akte kollektiver Selbstvergewisserung mit reichspolitischer Wirksamkeit einerseits einen Markstein für die Durchsetzung der Reformation. Durch die gleichsam kodifizierte Abgrenzung der Glaubenssysteme war eine wesentliche Grundlage für die politische Abgrenzung der reichsständischen Konfessionsgruppen geschaffen worden. Damit war andererseits eine der Voraussetzungen für die äußerst konfliktreiche Entwicklung der Konfessionalisierung der Reichspolitik bis zum Ende des Dreißigjährigen Krieges geschaffen. Der Blick auf ‚Voraussetzungen‘ und ‚Durchsetzung‘ der Reformation ist also hinsichtlich jener historische Prozesse ordnenden Begriffe nicht eindeutig. Eine Dichotomisierung des ‚Vorher‘ und ‚Nachher‘ ist nicht möglich.

Komplexer Handlungszusammenhang

Dass dies so ist, hat mit dem Charakter des Ereigniskomplexes zwischen 1517 und 1555 zu tun. Heinrich Lutz brachte das Problem auf den Punkt, als er 1987 schrieb, dass „jedes Ringen um Reform der Kirche . . . unmittelbar die Gesellschaft als Ganzes betreffen“ musste. In jenem Ringen trafen die Diskursfelder von Theologie/Glauben, Gesellschaft und Politik aufeinander und bildeten einen Handlungszusammenhang von höchster Komplexität gegenseitiger Verweisungen. Kontinuitäten und Diskontinuitäten überlagerten sich. Nicht zuletzt unterschiedliche Geschwindigkeiten der historischen Prozesse im Vergleich der Diskursfelder, ja innerhalb dieser selbst, bedingen den Blick über die Begrenzung 1517/1555 hinaus. Dem trägt z. B. ein viel zitiertes neueres Handbuch zur europäischen Geschichte Rechnung, das sich in zentralen Teilen dem Komplex Reformation widmet. Es nimmt den Zeitraum von 1400 bis 1600 ins Visier. „The very choice of the chronological perimeters 1400–1600 raises a significant barrier to the confessional canonization of one isolated phase, privileging either the Late Middle Ages, the Renaissance, or the Reformation“ (Th. A. Brady/H. A Oberman/J. D. Tracy).

Eine solche sich an der Jahrhundertzählung orientierende, gewissermaßen neutrale Periodisierung lässt Raum für die je eigene Interpretation der verschiedenen Prozesse, welche im als Reformation bezeichneten Geschehen zusammenfließen. Sie schützt vor der Falle der Monokausalität und ermöglicht in der Akzeptanz eines Neben-, Mit- und auch Gegeneinanders von Kontinuitäten und Wandlungen im Aufeinandertreffen unterschiedlicher Handlungs- und Diskursfelder ein offenes Darstellungs- und Deutungskonzept.

1517–1555

Wenn sich der enzyklopädische Überblick auf die Zeit von 1517 bis 1555 konzentriert, also scheinbar einer nicht ereignisneutralen Periodisierung folgt, so hat das – neben den oben genannten – mindestens einen weiteren praktischen Grund. Es gilt zunächst einmal, mit der spektakulären „Ereigniskette seit 1517, die man später ‚Reformation‘ nannte“ (B. Jussen/C.Koslofsky), vertraut zu machen. Dies ist die Voraussetzung dafür, nach Erklärungen überhaupt suchen und die Grundprobleme und Tendenzen der Forschung diskutieren zu können. Sie bildet die Basis, von der aus argumentativ operiert wird. Dabei wird die Ereignisfolge selbst daraufhin überprüft, ob und wie sie sich als Zusammenhang konstituiert.

Räumliche Eingrenzung

Eine weitere Basis bildet die räumliche Eingrenzung. Reformation war ein europäisches Phänomen. Sie tangierte den west-, mittel-, nord- und südeuropäischen Raum, in dem die zentrale Rolle des römisch-lateinischen Christentums mit seiner päpstlichen Spitze als Normen setzende Instanz bis in das 16. Jahrhundert hinein anerkannt wurde. Die Konzentration auf den Ereignisrahmen von 1517 bis 1555 orientiert freilich auf den Raum des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation und innerhalb dessen wiederum schwerpunkthaft auf einen Ausschnitt, das „deutsche Reich im engeren Sinne“ (H. Rabe). Dazu gehörten die Territorien, in denen die institutionell-politischen Reichsreformen zu Ende des 15. und zu Beginn des 16. Jahrhunderts griffen. Geprägt war dieser Raum durch das konfliktreiche Verhältnis zwischen Reichsständen und Kaiser, durch die Reichstage als wesentlichem Forum zur Artikulation dieses Verhältnisses. Eindeutig ausgegrenzt werden hiervon die zwar weiterhin zum Reichslehensverband, nicht aber zum institutionalisierten ständisch-kaiserlichen Kommunikationsraum gehörenden oberitalienischen Gebiete. Böhmen und die Niederlande spielten eine so ausgeprägte Sonderrolle, dass auch sie aus der Betrachtung ausgeblendet bleiben.

Anders verhält es sich mit der Schweiz. Zwar entfernten sich die eidgenössischen Orte seit dem 15. Jahrhundert vom politischen System des Reiches, die informellen kommunikativen Zusammenhänge zwischen ihnen und Oberdeutschland blieben jedoch weiterhin stark entwickelt. Das sollte sich vor allem in den 1520ern und 1530er Jahren zeigen, als das Politikmodell der Eidgenossenschaft und namentlich die theologischen und politisch-sozialen Ideen des Zürchers Huldrych Zwingli die reformatorischen Ereignisse im Reich maßgeblich mitgestalteten.

Kommunikationszusammenhang Reformation

Es sind also im Wesentlichen zwei Elemente, welche dem zu behandelnden geographischen Raum Kontur verleihen. Zum einen der sich seit dem 15. Jahrhundert verdichtende politisch-institutionelle Kommunikationsraum, den man nunmehr als Deutschland bezeichnen kann. Zum anderen die Intensität einer nicht an politische Institutionen gebundenen Kommunikation von Ideen und ihrer personellen Träger, wie sie sich am spektakulärsten im so genannten Abendmahlsstreit der 1520er zwischen Luther, Zwingli und anderen führenden Theologen aus dem reformatorischen Spektrum äußern sollte.

Die Weise, in der sich der geographische Rahmen des Phänomens Reformation in Deutschland konstituierte, verweist bereits auf systematische Felder und Verknüpfungen, die sich in der Skizze der Ereignisfolge implizit andeuten und im zweiten Teil des Buches explizit ausgearbeitet werden. Es verbinden sich theologie- und kulturgeschichtliche Elemente mit solchen der politischen Struktur und Kultur des Alten Reiches und aus dem Bereich der gesellschaftlichen Ordnung zu einem umfassenden Kommunikationszusammenhang Reformation.

Theologie, Politik und Gesellschaft

Luther und Zwingli stellten um 1520 theologisch begründet wesentliche Teile des Glaubens- und Organisationssystems der im Papsttum seinen äußeren Ausdruck findenden lateinisch-christlichen Kirche in Frage. Dies griff rasch auf den politisch-gesellschaftlichen Diskurs über. Indiz dafür ist die prompte Reaktion der politischen Autoritäten des Reiches auf dem Wormser Reichstag von 1521 ebenso wie das Aufgreifen theologiegestützter Argumente durch Ritterschaft, Stadtbürgertum und Landbevölkerung bis 1525. Das Tertium der Debatte in all diesen politischen und gesellschaftlichen Formationen bildete die Auseinandersetzung um die Begründung der jeweiligen normativen Grundlagen für eigenes Handeln, kurz: um den Inhalt und die Gestalt des rechten Glaubens. Die Begegnung von Theologie, Politik und Gesellschaft in einem vielfältigen Kommunikationszusammenhang prägte den Ereigniskomplex Reformation zwischen 1517 und 1555.



B.Der Ereigniskomplex Reformation – die Begegnung von Theologie, Politik und Gesellschaft (1517–1555)

Die Skizze des Ereigniskomplexes gliedert sich in vier Abschnitte, deren chronologische Ordnung lediglich grobmaschige Orientierungspunkte bietet. Sie folgt einem an der politischen Entwicklung im Reich ausgerichteten Raster und ist nicht als Ausdruck einer inneren Logik des Reformationsprozesses zu lesen.

1517–1525

Der erste Abschnitt beginnt mit der Verbreitung der lutherischen Ablassthesen, umreißt Kernaussagen derjenigen reformatorischen Theologen, die das Geschehen bis zum Bauernkrieg von 1525 maßgeblich beeinflussten, und schildert deren frühe Rezeption. In diesen Jahren formierte sich die Begegnung von Theologie, Politik und Gesellschaft zu dem, was man als den reformatorischen Kommunikationszusammenhang bezeichnen kann.

1525–1530/31

Der zweite, auf die Jahre 1525 bis 1530/31 ausgerichtete Abschnitt behandelt den Bauernkrieg, die innereidgenössischen Auseinandersetzungen bis zum Tod Zwinglis und dem zweiten Kappeler Landfrieden von 1531, die Intensivierung der reichspolitischen Debatte um die Religionsfrage auf den Reichstagen zwischen 1526 und 1530 und die damit einhergehenden Profilierungen konfessioneller Gruppen, die in der Formulierung der Bekenntnisschriften von 1530 gipfelte. Theoretische Formierung und organisatorische Konsolidierung des neuen Glaubens sowie der Beginn der politischen Blockbildung der Reichsstände auf der Basis des Bekenntnisses kennzeichnen diesen Zeitraum. Um 1530 war ein zentraler Punkt im Prozess der Durchsetzung der Reformation erreicht. Grundsätzlich war sie nicht mehr rückgängig zu machen. In den folgenden Jahren geriet die Reformationsfrage zu einer Funktion der strukturellen Machtfrage zwischen Ständen und Kaiser.

1530–1548

Die politisch-konfessionelle Blockbildung charakterisiert, trotz der wiederholten Versuche des theologischen und politischen Brückenschlages, die Periode zwischen 1530 und 1548, endend mit der militärischen Niederlage des protestantischen Schmalkaldischen Bundes und dem kaiserlichen Kompromissvorschlag in Religionssachen in Gestalt des Augsburger Interims. Mit der gemeinsamen Niederschlagung der Münsteraner Täuferherrschaft durch katholische und protestantische Reichsstände 1535 zeigten sich, wie schon im Ende des Bauernkrieges von 1525, endgültig die Grenzen des politischen und gesellschaftlichen Wandels auf der Basis eines geänderten Glaubensverständnisses. Fortan bewegte sich das politische und gesellschaftliche Konfliktpotenzial der Auseinandersetzung um den neuen Glauben im Rahmen des reichsständischen Systems.

1552–1555

Dies zeigen auch die Ereignisse des letzten Abschnittes über die Jahre 1552 bis 1555. Der Streit um das Interim bildete den Anlass für ein erneutes Aufflammen des durch die politische Niederlage der Protestanten 1547/48 nur kurzzeitig überdeckten politischen Grundkonfliktes zwischen Kaiser und Ständen um die politische Gestalt des Reiches. Dessen vorläufige Lösung durch den Augsburger Reichstag von 1555 und den Religionsfrieden stellt wiederum die Bedeutung des Kommunikationszusammenhanges von Theologie, Politik und Gesellschaft unter Beweis, der in wechselnder Gewichtung der Elemente die historische Dynamik seit 1517 bestimmte.

1.1517–1525

1.1Das theologische Anliegen

Die 95 Thesen zum Ablasshandel, welche Martin Luther, der Augustinereremit und Doktor der Theologie an der kursächsischen Universität Wittenberg, am 31. Oktober 1517 an den Mainzer Erzbischof Albrecht von Brandenburg schickte, setzten, obwohl lediglich als Grundlage einer akademischen Disputation gedacht, eine Debatte nicht nur über die Praxis der materiellen Ablösung zeitlicher Sündenstrafen, sondern über Glaubensfragen insgesamt in Gang. Bis zum Beginn des Jahres 1518 wurden sie in etlichen Drucken nicht nur unter Theologen, sondern auch in Kreisen der gebildeten Laienschaft verbreitet.

Biographie des jungen Luther

Der 1483 im thüringischen Eisleben geborene Luther entstammte einer sozialen Aufsteigerfamilie. Der Vater, bäuerlicher Herkunft, hatte es als Kleinunternehmer im wirtschaftlich dynamischen Mansfelder Kupferbergbau zu Wohlstand gebracht. Die Mutter kam aus einer respektablen Eisenacher Bürgerfamilie. Ein typisches Sozialisationsraster auch für andere, später führende reformatorische Theologen wie z. B. Melanchthon, Zwingli, Bucer und Calvin. Seitens der Familie zunächst für ein ihrem Aufstiegsmuster entsprechendes Jurastudium an der philosophisch von der nominalistischen via moderna geprägten Universität Erfurt vorgesehen, wo er das Studium an der Artistenfakultät 1505 mit dem Magistergrad abschloss, entschied sich Luther im gleichen Jahr für den Anschluss an den strengen Bettelorden der Augustineremiten und das Theologiestudium in Erfurt. 1512 wurde dem 1507 zum Priester geweihten Mönch nach der Promotion zum Doktor der Theologie in Wittenberg die dortige Professur für biblische Theologie als Nachfolger seines vertrauten Beichtvaters Johann von Staupitz, dem Generalvikar seines Ordens, übertragen. Mit dem akademischen Amt war die Aufgabe eines Predigers und Seelsorgers an der Wittenberger Stadtkirche verbunden, die ihn „sehr direkt mit den pastoralen Problemen seiner Zeit konfrontierte“ (L. Schorn-Schütte).

Rechtfertigungslehre

Das Spannungsfeld von strenger Ordensregel, klerikaler wie laikaler Frömmigkeitspraxis und Bibelexegese führte Luther unter inneren Kämpfen um die Erkenntnis eigener unaufhebbarer Sündhaftigkeit zu der Auseinandersetzung mit Buße, Beichte und Strafe als Zentralfeldern von Glaubenslehre und Glaubenspraxis. In der Vorlesung zur Exegese der Briefe des Apostel Paulus an die Römer 1515/16 formulierte er die Grundzüge seiner auf die göttliche Gnade und den Glauben an diese Gnade als einzig heilsentscheidenden Prinzipien – sola gratia und sola fide – ausgerichteten Rechtfertigungslehre. „Das Medium, um zum Glauben zu kommen . . . ist das geoffenbarte Wort Gottes in der Form des Evangeliums. Die Kategorien Gnade, Glaube und Schrift sind so untrennbar aufeinander bezogen: sola gratia, sola fide, sola scriptura sind die Axiome, auf denen das weitere Denken Luthers fußt“ (P. Blickle).

Konsequenzen der sola-Theologie

Die mit jenem Denken verbundene Ablehnung der gängigen Auffassung von der Heilsbedeutung der Guten Werke, der Werkgerechtigkeit, wie sie in der Römerbriefvorlesung formuliert worden war, zeitigte weit reichende Konsequenzen für Theologie und kirchliches Leben. Die sola-Theologie stellte nicht nur die Werkgerechtigkeit in Frage, sondern auch das Bußsakrament, das Priesteramt und damit wesentliche Elemente des Selbstverständnisses und der Organisation der Kirche. Sie wies „über die institutionellen Schranken der klösterlichen Lebensform (Kernstück der mittelalterlichen, gestuften Symbiose von Christentum und Gesellschaft) und über die bisherige Verklammerung von individueller Heilsgewissheit und sichtbarer Rechtseinheit der Kirche“ hinaus (H. Lutz).

Ablassproblem und 95 Thesen

Im Zusammenhang mit der ersten prägnanten Formulierung jener Axiome seiner Theologie stehen auch die fast zeitgleich entstandenen 95 Thesen Luthers zum Ablass. Anlass war die Wahl Albrechts von Brandenburg, des jüngeren Bruders des Kurfürsten Joachim, zum Erzbischof von Mainz. Als Primas der deutschen Kirche, Kurfürst und Erzkanzler des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation gehörte der Mainzer zu den wichtigen politischen Gestalten des Reiches. Die Wahl Albrechts, der bereits Erzbischof von Magdeburg und Administrator des Bistums Halberstadt war, steigerte den Einfluss der brandenburgischen Hohenzollern im Reich erheblich. Dies erklärt die Vorbehalte des sächsischen Kurfürsten, Wittenbergs und damit Luthers Landesherr, der für den Fall der Wahl Albrechts einen reichspolitischen Einflussverlust seines eigenen Hauses befürchtete. Die Wahl durch das Domkapitel bedurfte einer päpstlichen Bestätigung, die nur gegen die Zahlung einer erheblichen Geldsumme erfolgen sollte, welche von Albrecht aufzubringen war. Sie erhöhte sich massiv durch einen Betrag, der für den päpstlichen Dispens gezahlt werden musste, den Albrecht zur Legitimation seiner an sich unzulässigen Ämterhäufung brauchte. Als Finanzierungsmöglichkeit wurde ihm seitens des Papstes unterbreitet, für acht Jahre einen Ablass für den Neubau der Peterskirche (Petersablass) verkünden zu lassen, dessen Erlös zur Hälfte ihm zur Verfügung stehen sollte. Bevorschusst wurden die fälligen Zahlungen Albrechts zunächst durch das Augsburger Bank- und Handelshaus der Fugger, jenen mächtigen Repräsentanten einer frühkapitalistischen Weltökonomie. Aus den genannten politischen Gründen verbot Kurfürst Friedrich der Weise von Sachsen den Ablasspredigern Albrechts den Auftritt in Kursachsen. Einwohner der Grenzstadt Wittenberg umgingen jedoch dieses Verbot, indem sie ins nahe Brandenburgische gingen, um dort den Ablass zu erwerben. Am Ablassproblem manifestiert sich mithin die Komplexität des Zusammenhanges theologischer Grundfragen, aktueller politischer Interessen, ökonomischer Verflechtungen und kleinräumiger sozialer Handlungshorizonte, welche den Ereigniszusammenhang Reformation bestimmen sollte.

Von einem materiell-verdinglichten Ablassverfahren, das im Gegensatz zu Luthers Grundüberzeugungen von Glaube und Buße stand, waren ihm unmittelbar zur Seelsorge Anvertraute betroffen. So war es nur konsequent, dass Luther in pastoraler Verantwortung die auch schon vor ihm wiederholt kritisierte und von ihm selbst ebenfalls bereits hinterfragte Ablasspraxis zum Gegenstand der Thesen und des Disputationsbegehrens an Albrecht von Brandenburg machte, ohne indes bereits die Autorität des Papstes und die Einheit der Kirche in Frage zu stellen.

Distanz zu Rom

Gleichwohl wurde im Juni 1518 gegen Luther in Rom ein Glaubensprozess eröffnet, der jedoch für fast zwei Jahre ruhen sollte, da Papst Leo X. bei der bevorstehenden Kaiserwahl auf die Unterstützung des sächsischen Kurfürsten Friedrich gegen den habsburgischen Kandidaten Karl hoffte. Unter den Bedingungen spannungsgeladener Ruhe entwickelte sich das theologische Konzept Luthers bis 1520 weiter in Richtung auf eine zunehmende Distanz von der römischen Kirche. Im Sommer 1518 verfasste er eine theologische Begründung seiner Ablassthesen, in denen die sola-Prinzipien eine deutlichere Signatur erhielten. Außerdem setzte er sich in Reaktion auf die Eröffnung des Ketzerprozesses mit dem kirchlichen Bann auseinander, den er als Mittel der äußeren Kirchenzucht zwar akzeptierte, dessen Heilswirksamkeit er jedoch bestritt. Als es im Oktober 1518 in Augsburg durch Vermittlung Kurfürst Friedrichs – eigentlich war Luther zum Verhör nach Rom vorgeladen worden – zur Begegnung mit dem Kardinal Cajetan kam, der dort als päpstlicher Legat beim Reichstag weilte, wurden die Gegensätze noch deutlicher. Der Widerrufsaufforderung des Kardinals setzte Luther die Forderung nach Disputation seiner Anfragen an die Kirche entgegen. Er bestritt die Rolle des Papstes als oberster Lehrautorität der Kirche und stellte dieser sein sola scriptura entgegen.

Leipziger Disputation

Beginn politischer Blockbildung

Eine weitere Verschärfung der Debatte brachte im Juli 1519 die Leipziger Disputation mit dem Ingolstädter Theologieprofessor Johannes Eck. In der erneuten Diskussion um den päpstlichen Primat ging Luther über die Augsburger Position hinaus und bekannte sich nun auch zur prinzipiellen Irrtumsfähigkeit der Konzilien. Die Leipziger Versammlung war durch die Teilnahme zahlreicher Theologen und durch das Interesse von politischen Vertretern der Landesherren aus dem kurfürstlichen und herzoglichen Sachsen sowie aus der weiteren Region zu einem hoch politischen Ereignis geworden. Die Kritik an der päpstlichen und der konziliaren Lehrautorität ließ nunmehr auch vor dem Forum jener Leipziger Versammlung die Konturen einer Kirche auf der allein gültigen Basis des verkündigten Gotteswortes und deren Sprengkraft für die Einheit von Lehre und Organisation der einen katholischen Kirche ahnen. Mit der Leipziger Disputation „erfolgte ein wichtiger Schritt hin zur Bildung einer eigenen Reformationskirche“ (M. Brecht). Sie markierte auch den Beginn einer um die Kirchenfrage kreisenden langfristigen politischen Blockbildung zwischen den deutschen Territorien. So zählte von nun an der in Leipzig residierende Herzog Georg von Sachsen, Vetter des Kurfürsten Friedrich, nach anfänglicher Sympathie für die von Luther vertretene kirchenkritische Position zu dessen ausgesprochenen Gegnern.

Die Dynamik auf den Feldern von Theologie und Politik beschleunigte sich. Die Wahl des Habsburgers Karl V. zum römisch-deutschen König im Sommer 1519 ließ für Papst Leo X. die politischen Gründe wegfallen, welche zur Aussetzung des Glaubensprozesses gegen Luther geführt hatten. Die Verurteilung der lutherschen Position durch die Universitäten Löwen und Köln im Februar 1520 unterstützte die Wiederaufnahme des Prozesses. Am 15. Juni 1520 erging die Bannandrohungsbulle Exsurge Domine. Innerhalb von 60 Tagen sollten Luther und seine Anhänger ihre Ansichten widerrufen. Dass dieser Widerruf nicht erfolgen konnte, gründete in der Logik des lutherschen sola scriptura und der aus ihm folgenden Kirchenkritik. „Die etablierte Kirche trennte sich von einem Häretiker, dem daraufhin nichts anderes übrigblieb, als voll und ganz auf eine national-kirchliche Entwicklung ohne Rom zu setzen“ (G. Schmidt).

Verklammerung der Diskurse

Zwischen den Ablassthesen von 1517 und dem Wormser Reichstag von 1521, auf dem als Folge der päpstlichen Bannerklärung vom Januar nach umfänglichen politischen Verhandlungen im Mai 1521 mit dem kaiserlichen Wormser Edikt die Reichsacht gegen Luther und seine Anhänger ausgesprochen wurde, trat immer deutlicher die Verklammerung des theologischen mit dem politischen und sozialen Diskurs hervor. Sie schlug sich in drei 1520 veröffentlichten Schriften Luthers nieder, die in der Tradition mittelalterlicher Reformtraktate standen: An den christlichen Adel deutscher Nation von des christlichen Standes Besserung, das in lateinischer Sprache verfasste De captivitate Babylonica ecclesiae praeludium (Vorspiel von der babylonischen Gefangenschaft der Kirche) und schließlich Von der Freiheit eines Christenmenschen.

Zum einen reflektiert die Verklammerung der Diskurse den aktuellen Entwicklungsstand des öffentlichen Konfliktes. Weltliche Autoritäten hatten sich längst in die theologische Debatte eingeschaltet. Zum anderen, und dies ist bedeutungsvoller, indiziert sie die Komplexität eines Kommunikationszusammenhanges, dessen politischer und sozialer Dimension sich auch der Theologe Luther nicht entzog. Die Leerstellen, die sich aus dem Zusammenbruch der päpstlichen und konziliaren Lehrautorität einerseits und aus der Ablehnung der Heilsnotwendigkeit der Guten Werke durch Luthers Rechtfertigungslehre andererseits ergaben, mussten sowohl durch weitere Pointierung des theologischen Zentralarguments der sola-Prinzipien als auch durch deren Zuführung auf den konkreten politischen und gesellschaftlichen Kontext gefüllt werden.

Luthers Adelsschrift

Priestertum aller Gläubigen

Mit der Adelsschrift wandte sich Luther im Juni 1520 an den neuen Kaiser und den deutschen Adel als Träger der weltlichen Gewalt. Von ihnen erhoffte er die Einberufung eines Nationalkonzils zur Abstellung der kirchlichen Missbräuche und der mit ihnen verbundenen finanziellen Ausbeutung durch Rom. Damit wurden konkrete Punkte aufgenommen, die seit der Mitte des 15. Jahrhunderts in den Gravamina Germaniae nationis, zuletzt auf dem Reichstag von 1518, die politische Diskussion bestimmt hatten. Nunmehr mündete die Papst- und Kirchenkritik freilich in eine bedeutende argumentative Weiterung, die Theorie vom allgemeinen Priestertum. Mit ihr wurden nicht nur die Ansprüche des Papstes auf das normative Monopol der Schriftauslegung und die politische Oberherrschaft über die weltlichen Obrigkeiten obsolet. Die gesamte kirchliche Hierarchie löste sich auf, der Unterschied zwischen Klerikern und Laien verschwand, das Mönchtum verlor seine heilsgeschichtliche Begründung. Die Gemeinde aller nunmehr gleichberechtigten Kirchenglieder rückte in das Zentrum kirchlicher Vollmacht auch hinsichtlich der Schriftexegese.

Luthers Babylonica-Schrift

Abendmahlsverständnis

Die sich im Oktober 1520, die Bannandrohungsbulle war inzwischen ergangen, an Theologen und Gelehrte richtende Babylonica-Schrift widmete sich den Sakramenten, jenen nach geltendem Verständnis von Christus eingesetzten und von der Kirche verwalteten äußeren Zeichen, welche die rechtfertigende Gnade enthalten, übermitteln und wirken lassen. Ihre Siebenzahl (Taufe, Firmung, Bußsakrament, Krankensalbung, Priesterweihe, Ehe und Eucharistie) reduzierte Luther nunmehr, nachdem er 1519 noch die Buße als Sakrament hatte gelten lassen, auf Taufe und Abendmahl, da die anderen in ihrem sakramentalen Charakter nicht aus der Schrift zu begründen seien. Überdies relativierte die Unmittelbarkeit des Gotteswortes als Heilsmittel die Bedeutung der Sakramente als Heilshandlungen. Dass das Wort nach lutherschem Verständnis allen, Priestern wie Laien, unmittelbar zugänglich sei, hatte grundstürzende Folgen für das Abendmahlsverständnis. Die Verwandlung von Brot und Wein auf dem Altar in Leib und Blut Christi durch den Priester, die Transsubstantiation als Kernstück der Messe, wurde gegenstandslos. Leib und Blut Christi waren für Luther allein kraft der biblischen Einsetzungsworte gegenwärtig. „Damit wurde unwiderruflich die Auffassung von der Kirche als Anstalt zur priesterlichen Verwaltung der Sakramente hinfällig und mit ihr das gesamte kanonische Recht, das in Jahrhunderten gewachsene Normengefüge und Regelwerk der priesterlichen Hierarchie“ (G. Brendler).

Luthers Freiheitsschrift

Innere Freiheit durch Glauben

Die im November in Latein und Deutsch vorgelegte Schrift Von der Freiheit eines Christenmenschen formulierte Grundsätze einer christlichen Ethik. Zusammen mit einem Sendbrief an Papst Leo X. wurde sie als letzter Ausgleichsversuch auch nach Rom übermittelt. Ein Ausgleichsversuch freilich, der ebenso wie die anderen Schriften von 1520 das römische Kirchenverständnis fundamental in Frage stellte. So wenn Luther im Sendbrief an den Papst als Individuum appelliert, er möge erkennen, dass er von falschen Schmeichlern umgeben, dass er ein Schaf unter Wölfen sei und dass er – Luther – ihm die Befreiung von seinem Amt wünsche. Die Reduktion Leos auf das für Luther Wesentliche, seine individuelle Qualität als Christenmensch, spiegelt einen Grundzug der praktischen Ethik der Freiheitsschrift wider. Sie zielte nicht auf die sichtbare Kirche als Normen setzende, hierarchisch verfasste Organisation, sondern auf den Einzelnen in der Kirche als unsichtbarer Gemeinschaft von Christus mit den Gläubigen. Der Freiheitsbegriff kann denn auch nur einer sein, der aus dem lutherschen Rechtfertigungsverständnis – sola fide und sola gratia – resultiert. Am Beginn der Freiheitsschrift steht eine Doppelthese: „Eyn Christen mensch ist eyn freyer herr über alle ding und niemandt unterthan. Ein Christen mensch ist eyn dienstpar knecht aller ding und yedermann unterthan“. Die Freiheit als innere Freiheit erlangt der Christenmensch allein durch den Glauben, nicht durch irdische Werke. Als äußerer Mensch steht er in den weltlichen Bezügen der Dienstbarkeit zum Mitmenschen, „dem der Glaubende nach dem Vorbild Christi in ‚allerfreiester Knechtschaft‘ dient und somit geradezu dem anderen ‚ein Christus wird‘. Hier erfüllt der Glaube alle irdische Gerechtigkeit einschließlich des Gehorsams gegen die Obrigkeit“ (M. Brecht). Die Freiheit des Christenmenschen ist folglich „Paraphrase der Lehre von der Rechtfertigung allein aus dem Glauben“ (G. Brendler).

Gemeindliches Kirchenkonzept

Die Schriften des Jahres 1520 „behandeln unterschiedliche Themen, doch zieht sich ein Grundmotiv durch alle drei – die Situation des Christen in der herkömmlichen Kirche wird als Gefangenschaft, seine wahre Situation als Freiheit bestimmt“ (B. Moeller). Sie formulierten einen Kirchenbegriff, der sich fundamental von dem der römischen Kirche unterschied. Ausgehend von seiner Rechtfertigungstheologie und dem sich aus ihr ableitenden Priestertum aller Gläubigen entwickelte Luther ein auf die Gemeinde der vor Gott Gleichen orientiertes Kirchenkonzept, dessen genuin theologischer Ursprung evident ist. Die Prinzipien der gemeindlichen Seelsorgerwahl und Lehrkompetenz, wie sie 1523 in der Schrift Daß eine christliche Versammlung oder Gemeine das Recht und Macht habe alle Lehre zu urteilen und Lehrer zu berufen, ein- und abzusetzen, Grund und Ursach aus der Schrift niedergelegt worden sind, verweisen jedoch bereits auf die politisch-praktische und gesellschaftliche Relevanz dieses Kirchenkonzepts. Diese Prinzipien galt es schließlich in den Gemeinden konkret umzusetzen. Dass dies vielerorts sehr bald geschah, ist Ausweis der politischen und gesellschaftlichen Wirkmächtigkeit des theologischen Impetus.

Luthers Regimentslehre

Diese Wirkmächtigkeit schlug sich Ende 1522 auch in der für Luthers politische Ethik grundlegenden Abhandlung Von weltlicher Obrigkeit, wie weit man ihr Gehorsam schuldig sei nieder. Hier skizzierte er das, was später als seine Zwei-Reiche-Lehre bezeichnet werden und den Kern seiner Regimentslehre bilden sollte. Die Gläubigen gehören demgemäß zum Reich Gottes, dessen Regiment in der Kirche durch das Wort wirkt. Die Ungläubigen werden, um die Schöpfung vor Zerstörung zu schützen, durch die obrigkeitliche Zwangsgewalt des ebenfalls göttlichem Willen entspringenden Reiches der Welt beherrscht. Beide Welten existieren nebeneinander und sind einander nicht hierarchisch zugeordnet, gleichwohl sind sie aufeinander bezogen. Passiv und aktiv partizipiert der Christ am weltlichen Regiment. Er ist der irdischen Rechtsordnung mit Leib und Gut in Gehorsam unterworfen und gestaltet sie mit. Frei ist er in Glaubenssachen. Da die weltliche Obrigkeit einen freilich auf die politische Ordnung begrenzten göttlichen Auftrag zu erfüllen hat, verbietet sich der offene und gewalttätige Widerstand gegen sie. Dies wäre mit Ungehorsam gegenüber der göttlichen Ordnung gleichzusetzen. Nur, wo weltliche Macht sich anschickt, auf den Bereich des Glaubens überzugreifen, endet die Gehorsamspflicht und greift das Recht auf Verweigerung.

Zwingli

Ungefähr zeitgleich mit Luther, jedoch unabhängig von ihm, entwickelte Huldrych Zwingli im eidgenössischen Zürich theologische Reformvorstellungen, die bald in ein Kirchenmodell einmündeten, welches in die Eidgenossenschaft und den oberdeutschen Raum ausstrahlte. Bei allen Gemeinsamkeiten mit Luther im Ausgangspunkt der Theologiekritik zeigte sich die eigene Signatur der zwinglischen Theologie vor allem in ihrer direkten innerweltlichen Einbindung. „‚Glaube an das Evangelium‘ bedeutet für Zwingli nicht nur ein persönliches Ergreifen der gnädigen Verheißung des ewigen Heils, sondern zugleich die Entscheidung für eine totale Wendung des sozialen und politischen Lebens“ (G. Locher).

Zur Biographie Zwinglis

Diesseitsethische Verpflichtung

Der von dem Luthers abweichende biographische Erfahrungshorizont Zwinglis war für jene wesenhafte Verklammerung von Theologie, Politik und Gesellschaft verantwortlich. 1484 wurde Zwingli in der unter der Herrschaft der Fürstabtei St. Gallen stehenden Landschaft Toggenburg in eine begüterte und politisch einflussreiche Bauernfamilie geboren. Es ist zu vermuten, dass die Erfahrung des bäuerlichen Widerstandes gegen die St. Galler Herrschaftsansprüche den jungen Zwingli für politische Fragen öffnete. Das Studium an der Artistenfakultät der Universitäten Wien und Basel zwischen 1498 und 1506 verlief, anders als das Luthers in Erfurt, in den Bahnen der scholastischen via antiqua. Von 1506 bis 1516 versah er das Pfarramt in Glarus. Als Feldprediger begleitete er mindestens zweimal ein Glarner Söldneraufgebot nach Italien in die Kämpfe zwischen päpstlicher, habsburgischer und französischer Partei. Die Involvierung seiner Gemeinde in die europäische Großmachtpolitik und die Erfahrung der negativen sozialen Folgen des eidgenössischen Solddienstes, zu dessen vehementem Kritiker er werden sollte, förderten seine Sensibilität für die politischen und sozialen Belange der Gemeinde. Außerdem ging er auf deutliche Distanz zu den für das Soldwesen verantwortlichen Oligarchien der eidgenössischen Orte, die er fortan wegen ihrer Geldgier für prinzipielle Gegner des Evangeliums hielt. Intensive humanistische Studien während der Glarner Jahre, die Auseinandersetzung mit den Schriften des Erasmus, führten ihn zur Konzentration auf die Bibel in Annäherung an das sola scriptura und zu einem „ethisch bestimmten Christentum“, das sich der Vermengung von „Göttlichem und Kreatürlichem“ erwehrt und die Orientierung auf ein „einfaches Tatchristentum“ fordert (U. Gäbler). Die aus jenem Tatchristentum resultierende diesseitsethische Verpflichtung zur Versittlichung gehört zu den Grundsätzen des zwinglischen Theologie- und Weltverständnisses, dessen nachgerade zwingender Bezug auf die Praxis der politischen und sozialen Welt sehr viel stärker ausgeprägt war als bei Luther.

Die damit zusammenhängende Ablehnung des eidgenössischen Soldwesens führte 1516 zum Weggang aus Glarus.
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